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Verwaltungsvereinbarung 
14.03.2018 

 
zwischen 

 
dem Land Nordrhein-Westfalen, 
dieses vertreten durch das Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, 
vertreten durch den Leiter der Regionalniederlassung Ville-Eifel, 
Jülicher Ring 101 – 103, 53879 Euskirchen 
 

- nachstehend „Straßenbauverwaltung“ genannt - 

 
 

und 
 
 
der Stadt Bornheim, 
diese vertreten durch ihren Bürgermeister, 
Rathausstr. 2, 53332 Bornheim 
 

- nachstehend “Stadt“ genannt - 
 

über 
 
 
die Herstellung eines kombinierten Rad- / Gehweges entlang der L 300 zwischen den Ortsteilen 
Hersel und Widdig in Bornheim. 
 
 
 
 
 
Vorbemerkungen 

Die bestehende Landesstraße 300 verbindet die Ortsteile der Stadt Bornheim Hersel und Widdig, 
weiterhin stellt die L 300 die überörtliche Verbindung zwischen Bonn über Bornheim nach Wesseling 
dar. Entsprechend dieser Verkehrsbedeutung ist auch die Verkehrsbelastung dieses 
Streckenabschnittes mit fast 6.700 Fahrzeugen pro Tag relativ hoch. 
Um den Radverkehr hier sicherer zu führen, kommen die Beteiligten überein, im Rahmen des 
Landesprogramms „Bürgerradwege NRW“ einen kombinierten Rad- Gehweg herzustellen und damit 
einen Radweg-Lückenschluss zwischen Hersel und Widdig zu schaffen. 
 
 
 
 

I Allgemeines 
 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

 
1. Die Straßenbauverwaltung und die Stadt, nachstehend als „Beteiligte“ bezeichnet, kommen 

überein, zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse, insbesondere zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit, entlang der L 300 zwischen Hersel und Widdig einen parallelen Rad- / 
Gehweg herzustellen. 
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2. Der betreffende Abschnitt befindet sich ab 1.1.2015 sowohl auf der freien Strecke der  
L 300 (Straßenbaulast für Fahrbahn einschl. Rad-Gehwege liegt bei der 
Straßenbauverwaltung), als auch innerhalb der OD Widdig (Baulast der Gehwege liegt bei der 
Stadt).  
 
Bereiche: 
L300,  Abschnitt 3, NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
 
  freie Strecke    km   0,720       bis           2,680 
 
  ab 1.1.2015 OD Widdig  km   2,680   bis       3,080   
 

3. Art und Umfang der Baumaßnahme bestimmen sich nach einem von der Stadt 
aufzustellenden Vorentwurf (nach RE 2012), der nach Genehmigung durch die 
Straßenbauverwaltung Bestandteil dieser Vereinbarung wird. 

 
4. Grundlagen der Vereinbarung sind: 

 das Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG NRW) 

 die Straßenkreuzungsverordnung (StrKrVO), 

 die Straßenkreuzungsrichtlinien (StraKR)  

 die Ortsdurchfahrtrichtlinien (ODR) 

 das Wasserhaushaltsgesetz (WHG),  

 das Landeswassergesetz (LWG) NRW und  

 die sonst für die Straßenbauverwaltung, bzw. die Stadt geltenden Vorschriften und 
Richtlinien. 

 
5. Folgende Anlagen ist Bestandteil dieser Vereinbarung:  

 Anlage 1:    Übersichtsplan 
 
 

§ 2 
Durchführung der Baumaßnahme 

 
1. Die Planung der Baumaßnahme (Vorentwurf nach RE 2012 sowie Ausführungsplanung) 

einschl. der erforderlichen Genehmigungsverfahren, Abstimmungen mit allen Beteiligten und 
Behörden erfolgt durch die Stadt in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung. Hierzu 
beauftragt die Stadt in Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung ein qualifiziertes Ing. Büro 
zur Herstellung des entspr. Vorentwurfes sowie der Ausführungsplanung. 

 
2. Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehörde (hoheitliche Bauaufsicht) verbleiben bei der 

Straßenbauverwaltung als Baulastträger der L 300. 
 

3. Der von der Stadt für die Baumaßnahme aufzustellende Vorentwurf wird nach Genehmigung 
durch die Straßenbauverwaltung Bestandteil dieser Vereinbarung. 
Auf der Grundlage des genehmigten Vorentwurfes lässt die Stadt die Ausführungsplanung 
einschl. Markierungs- und Beschilderungsplänen erstellen. 

 

4. Die Pläne der Beschilderung und Markierung sind vor und nach einer 

straßenverkehrsrechtlichen Anordnung durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde der 

Straßenbauverwaltung vorzulegen.  

 
5. Die Durchführung der Baumaßnahme (Ausschreibung, Vergabe, Bauüberwachung, 

Abrechnung, Vertragsabwicklung) erfolgt in Abstimmung mit der Stadt durch die 
Straßenbauverwaltung. 
 

6. Der für die Durchführung der Baumaßnahme erforderliche Grunderwerb wird von der Stadt 
durchgeführt.  
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7. Mit der Baumaßnahme darf erst begonnen werden, wenn die Finanzierung gesichert ist und 

die Beteiligten dem Baubeginn zugestimmt haben. 

Die Straßenbauverwaltung wird zur Finanzierung die Maßnahme im Landesprogramm 

„Bürgerradwege NRW“ anmelden. Über die Höhe der zur Verfügung stehenden 

Haushaltsmittel sowie den Zeitpunkt der Zuweisung entscheidet das zuständige 

Landesministerium. 

 
8. Die Verkehrssicherungspflicht während der Bauzeit wird von der Straßenbauverwaltung 

wahrgenommen. 
 

9. Nach Beendigung der Bauarbeiten werden die Bauleistungen gemeinsam durch die 
Beteiligten abgenommenen. Die Straßenbauverwaltung überwacht die Gewährleistungsfristen 
und macht Gewährleistungsansprüche gegen den Auftragnehmer geltend.  
 
Sofern im Rahmen dieser Baumaßnahme auch Maßnahmen an städtischen Einrichtungen 
durchgeführt werden, überwacht die Stadt die Gewährleistung dieser Bauteile und teilt der 
Straßenbauverwaltung etwa auftretende Mängel unverzüglich mit. 
 

10. Ansprechpartner der Straßenbauverwaltung für die Maßnahme ist Herr Werner Engels, Tel. 

02251 796-322, Werner.Engels@strassen.nrw.de 

 
 

 
II  Kostenverteilung 

 
§ 3 

Kosten der Baumaßnahme 
 

1. Die Stadt trägt die Kosten der baureifen Planung einschl. aller evtl. erforderlicher Gutachten, 
Stellungnahmen und sonstiger Genehmigungen.  
 

2. Die Straßenbauverwaltung übernimmt für den Bereich der freien Strecke die Baukosten zum 
Neubau des Rad- und Gehweges entlang der L 300.  
 

3. Entsprechend den OD-Richtlinien Nr. 12a sind die Baukosten eines kombinierten Rad- 
Gehweges innerhalb einer Ortsdurchfahrt zwischen den Beteiligten hälftig zu teilen.  
 

4. Je nach Haushaltslage des Landes kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich die Summe 
der Landesbeteiligung an Bürgerradwegen (Abs. 2 und 3) ändert. 
 

5. Eine evtl. Fahrbahnerneuerung der L 300 einschl. der erforderlichen Nebenarbeiten erfolgt zu 
Lasten der Straßenbauverwaltung.  
 

6. Sollte sich bei der Entwurfsbearbeitung herausstellen, dass es sinnvoll erscheint, Leistungen 
für die Stadt innerhalb dieser Baumaßnahme mit auszuführen, so trägt die Stadt diese Kosten 
aus ihrem Veranlassungsbereich.  
 

 
§ 4 

Grunderwerb 
 
1. Die Grunderwerbsverhandlungen sowie die Bauerlaubnisverträge werden von der Stadt 

durchgeführt bzw. abgeschlossen. Die notariellen Grunderwerbsverträge werden entspr. den 
zukünftigen Eigentumsverhältnissen von den Beteiligten abgeschlossen, das heißt innerhalb 
der OD Widdig durch die Stadt, außerhalb durch die Straßenbauverwaltung. 
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2. Verpflichtende Erklärungen gegenüber Dritten zu Grunderwerbspreisen, Entschädigungen und 
sonstige Leistungen werden bei Grunderwerbsverhandlungen von der Stadt nur in Absprache 
mit der Straßenbauverwaltung abgegeben. 
 

3. Die Kosten des Grunderwerbs einschließlich der Kosten für das Versetzen von Zäunen, die 
Herstellung von Sockelmauern, die Entschädigung von Straßenanliegern und Drittbeteiligten 
usw. sowie die Kosten für Beurkundung, Pfandfreigabe und Vermarkung werden bis zur Höhe 
des offiziellen Gutachterpreises wie die Baukosten im Rahmen der zugewiesenen 
Haushaltsmittel nach § 3, Abs. 2 und 3 dieser Vereinbarung übernommen. 
Evtl. Grunderwerbskosten, die den offiziellen Gutachterpreis übersteigen, sowie Kosten die 
über die zugewiesenen Haushaltsmittel des Landes hinausgehen, werden von der Stadt 
übernommen.  
 

4. Die Straßenschlussvermessung und Berichtigung des Grundbuches wird von der 
Straßenbauverwaltung veranlasst. Für die Übernahme der hieraus sowie aus den 
erforderlichen notariellen Beurkundungen entstehenden Kosten gilt das gleiche wie vor in Abs. 
3. 

 
 

§ 5 
Änderungen von Versorgungsleitungen 

 
1. Vor Baubeginn der Baumaßnahme werden die notwendigen Änderungen oder Sicherungen 

von Ver- und Entsorgungsleitungen aufgrund der zwischen den Versorgungsunternehmen und 
der Straßenbauverwaltung bestehenden Sondernutzungs- und Gestattungsverträgen von der 
Straßenbauverwaltung mit der Stadt abgestimmt. 

 
2. Soweit Ver- und Entsorgungsleitungen oder sonstige Anlagen im Zuge der Baumaßnahme 

betroffen sind und verlegt werden müssen, erfolgt dies in Abstimmung zwischen den 
Beteiligten und den jeweiligen Versorgungsunternehmen. 

 
3. Die Beteiligten veranlassen die ggf. notwendigen Änderungen oder Sicherungen von 

Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen Dritter, sofern sie gegen diese Rechte geltend 
machen können.  

 
4. Soweit Kosten für die Verlegung bzw. Sicherung von Leitungen nach Ausschöpfung der 

bestehenden Rechtsverhältnisse getragen werden müssen, gehören diese zu den Baukosten 
und werden nach § 3 dieser Vereinbarung abgerechnet.  

 
5. Die Benutzung von Straßengrundstücken für Ver- und Entsorgungsleitungen ist, sofern keine 

Rahmenverträge bestehen, im Einzelfall im Wege der Sondernutzungserlaubnis oder durch 
Bundesmustervertrag zu regeln. 

 
 

§ 6 
Baustelleneinrichtung, -räumung und Verkehrssicherung 

 
1. Die Kosten der Baustelleneinrichtung, -räumung und Verkehrssicherung werden getrennt als 

gesonderte Positionen in die für jeden Beteiligten zu erstellenden Ausschreibungsunterlagen 
(Lose / Abschnitte) aufgenommen.  

 
2. Soweit Kosten eines Baulastträgers in den Leistungspositionen eines anderen Beteiligten 

enthalten sind, werden diese im Verhältnis der jeweils anteiligen Baukosten zwischen den 
Beteiligten geteilt. 

 
 

§ 7 
Verwaltungskosten 



5 
 

 
Verwaltungskosten werden zwischen den beteiligten nicht vereinbart. 
 
 

§ 8 
Zahlungspflicht und Abrechnung 

 
1. Die Straßenbauverwaltung und die Stadt verpflichten sich, die nach dieser Vereinbarung auf 

sie entfallenden Kostenanteile zu übernehmen.  
 

2. Die Abrechnung der Kosten der gemeinsam zu finanzierenden Arbeiten obliegt der 
Straßenbauverwaltung. Sofern Leistungen für die Stadt mit ausgeführt werden, leistet die 
Stadt entsprechend dem Baufortschritt auf Anforderung der Straßenbauverwaltung 
Abschlagszahlungen.  

 
3. Nach Fertigstellung und Abrechnung der Baumaßnahmen wird die Straßenbauverwaltung der 

Stadt eine geprüfte Abrechnung über die Maßnahme und den eventuellen Kostanteil der Stadt 
übersenden.  

 
4. Die nach dem Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts im BGB von 30 auf 3 Jahre 

verkürzte Verjährungsfrist wird unter Beachtung des § 202 BGB auf 10 Jahre ab Abnahme der 
Maßnahme verlängert. 

 
 
 
 

III Sonstige Regelungen 
 

§ 9 
Baulast und Unterhaltung  

 
1. Die Straßenbaulast an den jeweiligen Straßenteilen nach Fertigstellung der Maßnahme 

richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen.  
 

2. In Ergänzung hierzu wird unter Bezug auf § 35, Abs. 4 (StrWG NW) und den OD-Richtlinien 
folgendes vereinbart: 
 
2.1 die Straßenbauverwaltung bleibt Baulastträger (Eigentum, Unterhaltung und 

Verkehrssicherung) der L 300 einschl. der gesamten Nebenanlagen außerhalb der 
OD Widdig.  

             Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
     km 0,720   -   2,680 rechts 
 

2.2 die Straßenbauverwaltung bleibt innerhalb der OD Widdig Baulastträger (Eigentum, 
Unterhaltung und Verkehrssicherung) der Fahrbahn einschl. der 
Entwässerungsrinnen.  

 
  Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
     km 2,680   -   3,080 rechts 
 
2.3 die Stadt übernimmt innerhalb der OD Widdig die Unterhaltung (Eigentum, 

Unterhaltung und Verkehrssicherung) des kombinierten Rad- / Gehweges. 
Bereich:  L300,  Abschnitt 3,   NK 5208 013 O  nach  NK  5208 029 O 
    km 2,680   -   3,080 rechts 
 

3. Die Straßenbauverwaltung löst die Unterhaltung, die sie selbst an den kombinierten Rad-
Gehwegen innerhalb der OD hätte durchführen müssen durch Zahlung eines einmaligen 
Ablösebetrages entspr. der Ablösungsbeträge-Berechnungsverordnung (ABBV) an die Stadt 
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ab. In die Berechnung der Ablösesumme geht der jeweilige hälftige Kostenanteil der 
Straßenbauverwaltung entspr. § 3 dieser Vereinbarung ein (siehe Anlage 3). 
 

4.  Die Stadt verpflichtet sich den kombinierten Rad- Gehweg so zu unterhalten, dass die 
theoretische Lebensdauer des Rad- Gehweges von 25 Jahren erreicht wird. Wird nach 
Ablauf dieser Lebensdauer von 25 Jahren eine Erneuerung des Rad- Gehweges erforderlich, 
so beteiligt sich die Straßenbauverwaltung wieder an den Herstellungskosten, eine erneute 
Beteiligung an den Unterhaltungskosten erfolgt nicht mehr. 
 

 
§ 10 

Änderungen und Ergänzungen 
 
Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung einschl. der Anlagen, die Bestandteil dieser 
Vereinbarung sind, bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 11 
Anzahl der Ausfertigungen 

 
Diese Vereinbarung wird 2-fach gefertigt. Jeder Beteiligte erhält eine Ausfertigung. 
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§ 12 

Inkrafttretung 
 
Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem die letzte Unterschrift eines Beteiligten 
erfolgt. 
 
 
 
 
 
Für die Stadt     Für die Straßenbauverwaltung 
 
 
Bornheim, den  ……………………  Euskirchen, den ………………….. 
 
 
Der Bürgermeister    Der Leiter der Regionalniederlassung Ville-Eifel 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
…………………………………….   ………………………………………. 
(Wolfgang Henseler, Bürgermeister)  (Gerhard Decker, LtdRegBauDir) 
 
 
 

 


